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Gefördert werden Investitionen, deren erste 
Maßnahmen (Bestellungen, Kaufverträge, 
Lieferung, etc.) zwischen 1. August 2020 

und 28. Februar 2021 erfolgen, wobei das 
geförderte Investitionsvolumen zwischen 5.000 
Euro netto und 50 Millionen Euro netto liegt. 
Bei der Untergrenze von 5.000 Euro handelt 
es sich um die Summe aller Investitionen pro 
Förderantrag. Dadurch können mehrere klei-
nere Investitionen in einem Antrag zusammen-
gefasst werden (u. a. mehrere geringwertige 
Wirtschaftsgüter).
Beachten Sie: Es können auch mehrere Anträge 
pro Antragsteller gestellt werden!
Die tatsächliche Durchführung (ohne Verlän-
gerungsmöglichkeit) für Investitionen bis 20 
Millionen Euro hat bis zum 28. Februar 2022 
zu erfolgen, darüber bis zum 28. Februar 2024. 
Die abwickelnde Stelle ist gemäß § 1 Abs. 2 
Investitionsprämiengesetz die Austria Wirt-
schaftsservice GmbH (aws). 
Die Zuschusshöhe beträgt 7 bzw. 14 Prozent 
der Anschaffungskosten gemäß § 203 Abs. 
2 UGB bzw. § 6 Z 1 EStG. Die Förderung in 
Höhe von 14 Prozent ist für Investitionen in 
den Bereichen Ökologisierung (u. a. Wärme-
pumpen, PV-Anlagen etc.), Digitalisierung 
(ua. Schaffung digitaler Infrastruktur, Homeof-
ficemöglichkeiten etc.) und Gesundheits- und 
LifeScience-Investitionen (ua. Entwicklung und 
Produktion von pharmazeutischen Produkten) 
vorgesehen.
Bei der COVID-19 Investitionsprämie handelt 
es sich um einen einkommensteuerfreien 
Zuschuss iSd § 3 Abs. 1 Z 6 EStG. Bitte 
beachten Sie, dass der Zuschuss die Abschrei-
bungsbasis NICHT reduziert!

ANSPRUCHSBERECHTIGTE
Grundsätzlich sollen Unternehmen iSd § 1 UGB 
mit Sitz und/oder Betriebsstätte in Österreich 
gefördert werden, welche auf eigenen Namen 
und auf eigene Rechnung betrieben werden. 
Eine Förderung von Unternehmen bzw. 
Gebietskörperschaften, welche gemäß ESVG 
2010 als staatliche Einheit zu qualifizieren sind, 
sind ebenso von der Förderung ausgeschlossen 
wie Unternehmen, gegen welche oder gegen 
deren geschäftsführenden Gesellschafter zum 
Zeitpunkt der Antragstellung ein Insolvenzver-
fahren anhängig ist bzw. die dafür gesetzlichen 
Voraussetzungen zur Insolvenzeröffnung auf 
Antrag der Gläubiger erfüllen.

Gemeinden bzw. gemeindenahe Gesellschaften 
fallen in der Regel unter das Ausschlusskrite-
rium „staatliche Einheit“. Dadurch steht die 
Investitionsprämie in der Regel Gemeinden 
nicht zu. 

Beachten Sie: Treten Gemeinden mit anderen 
am Markt tätigen Unternehmen in Wettbewerb 
und werden mit den Tätigkeiten keine hoheit-
lichen Aufgaben erfüllt, kann die Investitions-
prämie in Anspruch genommen werden. 
Unternehmerisch tätig sind Gemeinden immer 
mit ihren Betrieben gewerblicher Art gemäß 
§ 2 Abs. 1 KStG. Diese Betriebe sind 

  wirtschaftlich selbständig,
   üben eine ausschließliche oder überwiegend 
nachhaltige privatwirtschaftliche Tätigkeit 
von wirtschaftlichem Gewicht (jährliche 
Einnahmen von mind. 2.900 Euro netto) aus,

  erzielen Einnahmen und beteiligen sich am 
allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr und

WAS IST DIE 
COVID-19-
INVESTITIONSPRÄMIE?
MIT DER COVID-19 INVESTITIONSPRÄMIE (NICHT RÜCKZAHLBARER ZUSCHUSS) 
SOLLEN DURCH NEUINVESTITIONEN IN ABNUTZBARE ANLAGENGÜTER UNTER 
ANDEREM IMPULSE ZUR ERHÖHUNG BZW. FÖRDERUNG DER INVESTITIONEN, DER 
BESCHÄFTIGTENZAHLEN UND DES WIRTSCHAFTSWACHSTUMS GESCHAFFEN 
WERDEN. VON URSULA STINGL-LÖSCH

FÖRDERUNGEN

Ob eine gemeinde-
nahe Gesellschaft 
als staatliche 
Einheit qualifiziert 
ist, ist über die 
Homepage der 
Statistik Austria 
in der Übersicht 
„Einheiten des 
Öffentlichen 
Sektors gemäß 
ESVG“ ersichtlich. 

Diese Einheiten 
werden unter 
der Kennung S.13 
geführt. Ausge-
nommen sind jene 
gemeindenahen 
Gesellschaften/
Unternehmen bzw. 
Unternehmensteile, 
die gemäß Förder-
richtlinien im Wett-
bewerb mit anderen 
am Markt tätigen 
Unternehmen stehen 
und keine hoheit-
lichen Aufgaben 
vollziehen.
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WAS IST DIE 
COVID-19-
INVESTITIONSPRÄMIE?

  die Tätigkeiten stellen keine Tätigkeit der 
Land- und Forstwirtschaft dar.

Der Antragsteller bzw. die Antragstellerin hat 
das Nichtvorliegen der Ausschlusskriterien 
mittels Bestätigung eines Steuerberaters bzw. 
Wirtschaftsprüfers nachzuweisen.

GEFÖRDERTE MASSNAHMEN
Gefördert werden aktivierungspflichtige 
Neuinvestitionen von materiellen und imma-
teriellen Vermögensgegenständen, welche erst-
malig im Unternehmen erfasst werden, bisher 
noch nicht im Anlagenverzeichnis aktiviert 
waren und über eine festgelegte Nutzungs-
dauer abgeschrieben werden. 
Somit können auch gebrauchte Wirtschafts-
güter, welche bisher im anschaffenden Unter-
nehmen noch nie im Anlagenverzeichnis 
aktiviert waren, in den Förderantrag miteinbe-
zogen werden. 
Die geförderten Wirtschaftsgüter haben 
mindestens drei Jahre im Unternehmen im 
Inland zu verbleiben. Kommt es zu einem 
Ausscheiden der Anlagegüter aufgrund höherer 
Gewalt oder technischen Gebrechens, schaden 
Ersatzinvestitionen zur Erfüllung der Drei-Jah-
res-Frist nicht.  

Nicht gefördert werden unter anderem:
  Investitionen in Anlagegüter (Errichtung 
bzw. Erweiterung), welche der Förderung, 
dem Transport oder der Speicherung fossiler 
Energieträger dienen bzw. welche diese 
direkt nützen. Darunter fallen ua. PKW, 
LKW, Schiffe, welche zur Gänze mit fossilen 
Energieträgern betrieben werden oder diese 
transportieren.

  Investitionen, für die erste Maßnahmen 
vor dem 1. August 2020 oder nach dem 28. 
Februar 2021 gesetzt wurden,  

  aktivierte Eigenleistungen, 
  leasingfinanzierte Investitionen (ausge-
nommen jene, welche beim antragstellenden 
Unternehmen aktiviert werden)

  Kosten ohne Zusammenhang mit einer 
unternehmerischen Investition stehen und 
Investitionen in nicht betriebsnotwendiges 
Vermögen, 

   Erwerb von Gebäuden oder Gebäudeanteilen 
(z.B. Geschäftslokalen) mit Ausnahmen,

  Grundstücksankauf,
  Bau und Ausbau von Wohngebäuden, wenn 
diese zum Verkauf oder zur Vermietung an 
Private gedacht sind,

   Kosten aus einem Unternehmenskauf oder 
einer Unternehmensübernahme,

  TRETEN 
GEMEINDEN MIT 
UNTERNEHMEN IN 
WETTBEWERB UND 
WERDEN MIT DEN 
TÄTIGKEITEN KEINE 
HOHEITLICHEN 
AUFGABEN 
ERFÜLLT, KANN DIE 
INVESTITIONSPRÄ-
MIE IN ANSPRUCH 
GENOMMEN 
WERDEN. 
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  Erwerb von Beteiligungen, sonstigen Gesell-
schaftsanteilen oder Firmenwerten

   Finanzanlagen 
   Umsatzsteuer (ausgenommen jene, für 
welche dem Antragsteller keine Vorsteuerab-
zugsberichtigung zusteht) 

ANTRAGSTELLUNG UND FÖRDERABRECHNUNG
Die Antragstellung erfolgt bei der aws, welche 
nach Überprüfung eine Förderzusage inklusive 
aller damit verbundener Auflagen ausstellt. 
Der Fördernehmer hat spätestens drei Monate 
ab zeitlich letzter Inbetriebnahme und Bezah-
lung der aws die Abrechnung der durchge-
führten Investitionen zu übermitteln. 
Die Endabrechnung ist elektronisch vorzu-
nehmen und kann pro Förderantrag nur einmal 
durchgeführt werden. 
Ab einer Zuschusshöhe von 12.000 Euro ist der 
Abrechnung weiters eine Bestätigung durch 
einen Wirtschaftsprüfer, Steuerberater oder 

Bilanzbuchhalter beizulegen, welche die Akti-
vierung der geförderten Investitionen bestätigt.
Rechnungen und deren Zahlungsbestätigungen 
sowie Jahresabschlüsse inkl. Anlagenverzeich-
nisse sind auf Nachfrage vorzulegen. 

Sämtliche Bücher und Aufzeichnungen sind 
durch das antragstellende Unternehmen zehn 
Jahre lang sicher und geordnet aufzube-
wahren, wobei die Frist mit Ende des Kalender-
jahres der letzten Auszahlung beginnt. Kann 
eine vollständige, geordnete, inhaltsgleiche, 
urschriftgetreue und überprüfbare Wiedergabe 
der Daten gewährleistet werden, ist die Daten-
aufbewahrung auch auf geeigneten Bild- und 
Datenträgern möglich. 

  AUCH 
GEBRAUCHTE 
WIRTSCHAFTS-
GÜTER KÖNNEN 
IN DEN FÖRDER-
ANTRAG MITEINBE-
ZOGEN WERDEN.

   MAG. URSULA STINGL-LÖSCH
  STEUERBERATERIN BEI DER  NÖ GEMEINDEBERATUNG

Die für das Jahr 2001 angesetzte Volks-
zählung warf ihre Schatten voraus, und 

in den Gemeinden hatte ein Kampf um 
Hauptwohnsitzer begonnen. So konnte 
man beispielsweise in Mödling ein Auto 
gewinnen, wenn man sich dort hauptmel-
dete. Grund dafür war die Tatsache, dass 
sich die Verteilung der Ertragsanteile nach 
den zu einem Stichtag in der jeweiligen 
Gemeinde vorhandenen Hauptwohnsitzern 
richtete. Die Zweitwohnsitzer wurden 
nicht berücksichtigt, was von Gemeinden 
mit vielen Zweitwohnsitzen wiederholt 
kritisiert worden war. 
In der Diskussion wurde geltend gemacht, 
dass durch Zweitwohnsitze ein vermehrter 
Aufwand hervorgerufen wird, der durch 
Steuereinnahmen nicht abgedeckt wird. 
„Bei einer oberflächlichen Betrachtung 
scheint dieses Argument stichhaltig, 
jedoch lässt sich bei einer konkreteren 
Betrachtung der tatsächliche Aufwand, 

der durch Zweitwohnsitze verursacht wird, 
nur schwer feststellen“, meinte dazu der 
damalige Klubdirektor des ÖVP-Landtags-
klubs und heutige Generalsekretär des 
Gemeindebundes, Walter Leiss. So müsse 
etwa der Gebührenhaushalt ja ohnedies 
kostendeckend geführt werden. „Durch die 
pauschalierenden Gebührenmodelle trifft 
das Argument, dass Hauptwohnsitzer die 
Zweitwohnsitzer mitfinanzieren müssen, 
nicht zu“, so Leiss. Auch sonstige Steuern, 
die an den Grundbesitz anknüpfen, 
müssten für einen Zweitwohnsitz in glei-
chem Maß entrichtet werden, wie für einen 
Hauptwohnsitz. 
Als bemerkenswert sah Leiss es jedoch, 
dass selbst die Hauptwohnsitzer nicht 
in jeder Gemeinde gleichwertig gezählt 
wurden, sondern mit einem Faktor – dem 
abgestuften Bevölkerungsschlüssel – 
multipliziert wurden. Diese Bevorzugung 
von Gemeinden mit einer hohen Bevöl-

kerungszahl wurde damals 
wie heute von den Gemeindevertretern 
kritisiert. 
Bei den Verhandlungen über einen neuen 
Finanzausgleich führe an der Abschaffung 
des abgestuften Bevölkerungsschlüssels 
kein Weg vorbei, meinte der Vizepräsident 
des Österreichischen Gemeindebundes, 
Walter Zimper. In direkten Gesprächen 
zwischen Städtebund und Gemeindebund 
wollte man eine „Sockellösung“ anpeilen, 
die den kleineren Gemeinden Mehrein-
nahmen bringen sollte und immer wieder 
angehoben werden sollte, bis ein „erträgli-
cher Endzustand“ erreicht sei.  

DISKUSSION ÜBER ZWEITWOHNSITZE
VOR 20 JAHREN
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